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Die Bundesagentur für Arbeit ist kein Sozialversicherungsträger im Sinne des § 110 Abs. 1 
SGB VII. 
 
§ 110 Abs. 1 SGB VII 
 
Urteil des BGH vom 17.10.2017 – VI ZR 477/16 – 
Bestätigung des Urteils des OLG Dresden vom 12.10.2016 – 1 U 262/16 – UVR 08/2017, S. 466 
 

Die Klägerin macht als Trägerin der gesetzlichen Arbeitslosenversicherung ihr entstande-
ne Aufwendungen für den Geschädigten M. W. aus § 110 Abs. 1 SGB VII geltend.  
Der Geschädigte M. W. war am 16.04.2009 bei Dachdeckerarbeiten durch ein Hallendach 
gestürzt und schwer verletzt worden. Mit ordentlicher Kündigung vom 27.06.2009 wurde das 
Arbeitsverhältnis des Geschädigten M. W. zum Beklagten mit Wirkung zum 31.07.2009 been-
det. Daraufhin bezog der Geschädigte Arbeitslosengeld i.H.v. insgesamt 16.059,06 €, des-
sen Ersatz die Klägerin u.a. vom Beklagten begehrt.  
Das LG Zwickau wies die Klage zurück. Das OLG Dresden gab der Berufung der Klägerin 
nicht statt. 
Der BGH wies die Revision als unbegründet zurück. Die Klägerin, die Bundesagentur (BA) 
für Arbeit, sei kein Sozialversicherungsträger i.S.d. § 110 Abs. 1 SGB VII. Ob die Klägerin 
ein Sozialversicherungsträger sei, der Ansprüche aus dieser Vorschrift herleiten könne, sei in 
der Literatur umstritten und höchstrichterlich nicht geklärt (s. Rz. 7). Nach Ansicht des 
Senats sei die Klägerin aber kein Sozialversicherungsträger. Die Auslegung des § 110 Abs. 1 
SGB VII nach dem Wortlaut (siehe hierzu Rz. 10) sowie dem Sinn und Zweck der Vor-
schrift (siehe hierzu Rz. 11) führe zu keinem klaren Ergebnis. Die teleologische Auslegung 
(siehe hierzu Rz. 12) sei unergiebig.  
Die Entstehungsgeschichte der Norm lege jedoch das Verständnis nahe, dass der Begriff 
des Sozialversicherungsträgers im Sinne dieser Vorschrift formell eng sei und damit die BA 
nicht einschließe (s. Rz. 13). Mit dem UVNG vom 30.04.1963 habe der Gesetzgeber den Kreis 
der Anspruchsberechtigten in § 640 RVO gegenüber der Vorgängervorschrift des § 903 RVO 
auf die „Träger der Sozialversicherung“ erweitert. Zwar gehe die Begründung des Geset-
zesentwurfs (BT-Drucks. IV/120, S. 63 zu § 639) nicht darauf ein, ob auch die BA zum Kreis 
der Sozialversicherungsträger gehören sollte. Jedoch habe ein erster Regierungsentwurf zum 
UVNG einen Regressanspruch nur für die Unfall-, die Renten- und die Krankenversicherung 
und den Träger der öffentlichen Fürsorge vorgesehen. Weitere Entwürfe hätten hierauf Bezug 
genommen bis das spätere Gesetz als Anspruchsberechtigte die „Träger der Sozialversiche-
rung“ eingeführt habe, nachdem die Träger der öffentlichen Fürsorge aus dem Kreis der An-
spruchsberechtigten gestrichen worden seien. Daraus lasse sich ableiten, dass der Ge-
setzgeber diese Formulierung aus redaktionellen Gründen gewählt habe statt die An-
spruchsberechtigung der Unfall-, Renten- und Krankenversicherung im Einzelnen zu 
benennen. Durch das UVEG vom 07.08.1996 wurde § 640 RVO in § 110 Abs.1 SGB VII über-
führt, wobei sich der Kreis der Anspruchsberechtigten nicht geändert habe. Daraus sei zu 
schließen, dass der Kreis der Anspruchsberechtigten nicht geändert werden sollte (s. Rz. 15). 
Das Ergebnis der historischen Auslegung werde durch die systematische Auslegung 
bestätigt (s. Rz. 16). Schon aus § 4 Abs. 2 SGB I ergebe sich, dass das Recht auf Zugang 
zur Sozialversicherung nur für die Kranken-, Pflege-, Unfall- und Rentenversicherung ein-
schließlich der Alterssicherung der Landwirte gelte, nicht jedoch hinsichtlich der Arbeitslosen-
versicherung. Dementsprechend seien die „gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversiche-
rung“ des SGB IV erst nach dem SGB II und SGB III, die die Arbeitslosenversicherung re-
geln, angeordnet. Nach § 1 Abs. 1 S. 1 SGB IV gälten die Vorschriften des SGB IV nur für 
die Kranken-, Pflege-, Unfall- und Rentenversicherung einschließlich der Alterssicherung der 
Landwirte, während gemäß § 1 Abs. 1 S. 3 SGB IV die BA nur als Versicherungsträger im 
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Sinne des SGB IV gälte. In weiteren gesetzlichen Bestimmungen sei ebenfalls geregelt, dass 
die BA kein Sozialversicherungsträger sei, sondern diesen nur gleichgestellt werde, so in § 
116 Abs. 1 S.1, Abs. 10 SGB X (wird ausgeführt s. Rz. 17), in § 350 Abs. 2 SGB III, § 18f Abs. 
1 S. 1 SGB IV, § 293 Abs. 1 S. 2 SGB V, § 94 Abs. 1a SGB X und § 6 Abs. 2 Nr. 1 des Geset-
zes über den Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen für Entgeltfortzahlung. Schließlich fehle 
in § 110 SGB VII eine dem § 116 Abs. 10 SGB X vergleichbare Regelung (s. Rz. 19). 

 
Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 17.10.2017 – VI ZR 477/16 –  
wie folgt entschieden:  
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